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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

BMF: Übertragung und Überführung von land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen aus einer Mitunternehmerschaft und Verpächterwahlrecht bei 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 17. Mai 2022 in einem 
Schreiben zu den im Wesentlichen inhaltsgleichen BFH-Urteilen vom 17.5.2018, 
VI R 73/15 und VI R 66/15 Stellung genommen. 

In dem Schreiben geht das BMF auf Fragen zu zwei Fallgruppen ein: 

• Übertragung oder Überführung der Grundstücke hat vor dem 17. 
Dezember 2020 stattgefunden und es wurde kein Antrag nach § 52 
Absatz 22c Satz 2 EStG gestellt (Fallgruppe 1) 

• Übertragung oder Überführung der Grundstücke hat nach dem 16. 
Dezember 2020 stattgefunden oder es wurde ein Antrag nach § 52 
Absatz 22c Satz 2 EStG gestellt (Fallgruppe 2) 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 17. Mai 2022, IV C 7 - S 2230/21/10001 :007. 

 

Finanzausschuss des Bundestages nimmt 4. Corona-Steuerhilfegesetz und 
Energiesteuersenkungsgesetz an 

Bereits am 19. Mai 2022 soll nun der Bundestag über die beiden 
Gesetzesvorhaben abstimmen. 

Im Rahmen seiner Entscheidung hat der Finanzausschuss auch einige 
Änderungsanträge angenommen, u.a. den vom Bundesrat geforderten Wegfall 
der Abzinsung für unverzinsliche Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit von mehr als 
12 Monaten nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG.  

Der Finanzausschuss hat außerdem eine über den Gesetzentwurf und den 
Vorschlag des Bundesrates hinausgehende Verlängerung der Erklärungsfristen in 
beratenen Fällen für 2020 bis 2024, in nicht beratenen Fällen für 2021 bis 2023 
sowie Verlängerung weiterer mit den Fristverlängerungen zusammenhängender 
Termine und Fristen (insb. zinsfreie Karenzzeit) für 2020 bis 2024 empfohlen. 

Die Steuerfreiheit von Sonderleistungen der Arbeitgeber, die bisher bis zu einem 
Betrag von 3.000 Euro gelten sollte, wurde per Änderungsantrag auf 4.500 Euro 
angehoben. Die Voraussetzung, dass die Steuerfreiheit nur gewährt wird, wenn 
die Zahlung des Bonus aufgrund bundes- oder landesrechtlicher Regelungen 
erfolgt, wurde gestrichen. Damit sind auch freiwillige Leistungen des Arbeitgebers 
begünstigt. Auch der begünstigte Personenkreis wurde erweitert. Jetzt gibt es die 
Möglichkeit der Steuerfreiheit auch für Beschäftigte in Einrichtungen für 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-05-17-uebertragung-und-ueberfuehrung-von-land-und-forstwirtschaftlichem-vermoegen-aus-einer-mitunternehmerschaft-und-verpaechterwahlrecht-bei-land-und-forstwirtschaftlichen-betrieben.pdf?__blob=publicationFile&v=1


3 

ambulantes Operieren, bestimmte Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, 
Dialyseeinrichtungen, Arzt- und Zahnarztpraxen sowie Rettungsdienste. 

Fundstelle 

Beschlussempfehlung des Finanzausschusses (20/1906). 

  

https://dserver.bundestag.de/btd/20/019/2001906.pdf
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 19. Mai 2022 

 
 
Wird die Einkommensteuererklärung bei einem unzuständigen 
Finanzamt eingereicht, endet die Anlaufhemmung des § 170 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1 AO grundsätzlich erst dann, wenn die zuständige 
Behörde die Erklärung erhalten hat. Nur ausnahmsweise kann 
auch die Abgabe der Einkommensteuererklärung bei einem 
unzuständigen Finanzamt genügen, um die Anlaufhemmung zu 
beenden. Dies ist der Fall, wenn das unzuständige Finanzamt 
seine Fürsorgepflicht gemäß § 89 AO verletzt, indem es die 
Erklärung lediglich zu den Akten nimmt, obwohl ihm seine eigene 
Unzuständigkeit ebenso bekannt ist wie die zuständige Behörde.  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
§ 7 Abs. 7 Satz 2 ErbStG erfasst die Werterhöhung von Anteilen 
der verbleibenden Gesellschafter durch jegliche Einziehung von 
GmbH-Anteilen nach § 34 Abs. 1, 2 GmbHG und ist nicht auf Fälle 
der Zwangseinziehung von Anteilen beschränkt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist ernstlich zweifelhaft, ob das in § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 
UStG im nationalen Recht angeordnete Aufteilungsgebot für 
Leistungen, die nicht unmittelbar der Vermietung dienen, mit 
Unionsrecht vereinbar ist (Anschluss an den BFH-Beschluss vom 
26.05.2021 - V R 22/20, BFHE 273, 351). 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil VIII R 31/19: Zur 
Beendigung der 
Anlaufhemmung des § 
170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
AO im Fall der Abgabe 
der Einkommensteuer-
erklärung beim un-
zuständigen Finanzamt 
 
 
 
14. Dezember 2021 
 

Urteil II R 21/20: 
Schenkungsteuer bei 
Amortisation von 
Geschäftsanteilen 
 
 
 
 
 
 
 
17. November 2021 
 

 

 
Beschluss XI B 2/21 
(AdV): Beher-
bergungsumsätze; 
Aufteilungsgebot des 
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 
2 UStG aufgrund des 
beim EuGH an-
hängigen Vorab-
entscheidungser-
suchens Az. C-516/21 
ernstlich zweifelhaft 
07. März 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210080/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210079/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210081/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Vergünstigter Erwerb eigener GmbH-Geschäftsanteile als Schenkung i.S.d. 
§ 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG 

Das Sächsische Finanzgericht hat in zwei Urteilen entschieden, dass die 
Veräußerung von GmbH-Geschäftsanteilen zu einem unter dem gemeinen Wert 
liegenden Preis an die GmbH zu einer Werterhöhung in den Anteilen der anderen 
Gesellschafter und damit zu einer Schenkung i.S.d. § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG 
führt und die Werterhöhung der mittelbaren Beteiligung kein begünstigtes 
Vermögen i.S.v. § 13b ErbStG darstellt. 

Sachverhalt 

An der GmbH war mit einem Geschäftsanteil eine Erbengemeinschaft (3 Brüder 
und deren 7 Kinder, insgesamt zu 1/3) und eine GmbH & Co. KG (zu 2/3) 
beteiligt, an der wiederum die Brüder als Kommanditisten (Kläger) beteiligt waren. 

Mit notariellem Geschäftsanteilskauf- und -abtretungsvertrag vom 10. Oktober 
2013 veräußerten die Miterben den zum Nachlass gehörenden Geschäftsanteil 
an die GmbH, die diesen als eigenen Geschäftsanteil erwarb. Der Kaufpreis 
wurde auf Grundlage einer Unternehmensbewertung vom 31. Dezember 2009 
i.H.v. 300.000 Euro vereinbart. 

Im Rahmen des Feststellungsverfahrens wurde der Wert des Geschäftsanteils 
zum 10. Oktober 2013 mit ca. 1,8 Mio. Euro festgestellt. Streitig war, ob die 
Abtretung des Geschäftsanteils an die B-Transport GmbH als Schenkung nach § 
7 Abs. 8 Satz 1 Erbschaftsteuergesetz (ErbStG) an den mittelbar an der B-
Transport GmbH beteiligten Kläger anzusehen war und ob der Kläger dabei ggf. 
begünstigtes Vermögen i.S.v. § 13b Abs. 1 Nr. 3 ErbStG erworben hat. 

Aufgrund des Unterschieds zwischen dem festgestellten Wert des 
Geschäftsanteils zum 10. Oktober 2013 und des vereinbarten Kaufpreises ging 
das Finanzamt von einer Schenkung i.S.d. § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG der nicht an 
der B. GmbH & Co. KG beteiligten Miterben zugunsten der Kommanditisten 
dieser Gesellschaft aus. 

Richterliche Entscheidung 

Das Sächsische Finanzgericht wies die Klage zurück und entschied, dass die 
angefochtenen Schenkungssteuerbescheide rechtmäßig sind. 

Der Kläger sei infolge der Abtretung durch Leistungen der betreffenden Miterben 
mittelbar über die GmbH & Co. KG nach § 7 Abs. 8 ErbStG bereichert worden. 
Die Bereicherung liege in der Werterhöhung seines Anteils. Diese gesetzliche 
Fiktion des § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG (eingeführt durch das Beitreibungsrichtlinie-
Umsetzungsgesetz) sei im Streitfall erfüllt. Die Erben hätten durch die Mitwirkung 
an der Abtretung eine Leistung in Form einer rechtsgeschäftlichen Handlung 
erbracht, die bei den Erben durch eine nicht vollständig durch eine Gegenleistung 
ausgeglichene entreichernde Vermögenshingabe bewirkt hat. 

Für die Wertfestellungen der Bereicherung sei es nach Auffassung des 
Finanzgerichts auf den Zeitpunkt der Entstehung der Steuer mit der Ausführung 
der Zuwendung im Jahr 2013 abzustellen und nicht auf die Verhältnisse eines 
früheren vereinbarten Zeitpunktes (hier zum Zeitpunkt der 
Unternehmensbewertung v. 31. Dezember 2009). 
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Weiterhin führt das Finanzgericht aus, dass die Werterhöhung der mittelbaren 
Beteiligung des Klägers an der GmbH kein begünstigtes Vermögen nach §§ 13a, 
13b ErbStG darstelle. Insbesondere sei § 13b Abs. 1 Nr. 3 ErbStG nicht 
einschlägig. Den Grund dafür sieht das Finanzgericht darin, dass die 
Bereicherung in der nach § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG maßgebenden Werterhöhung 
der bereits bestehenden mittelbaren Beteiligung des Klägers an der GmbH 
besteht und damit nach dem Wortlaut und der Systematik des ErbStG der Kläger 
kein begünstigtes Vermögen i.S.d. § 13b Abs. 1 Nr. 3 ErbStG erworben hat. 

Fundstelle 

Sächsisches Finanzgericht, Urteile vom 06. Mai 2021 (8 K 34/21 und 8 K 31/21, 
im Wesentlichen inhaltsgleich), die Revisionen sind beim BFH unter den Az. II R 
22/21 und II R 23/21 anhängig. 

 

Kein Nachweis eines niedrigeren gemeinen Wertes aus einer 
Teilerbauseinandersetzung 

Das Finanzgericht Düsseldorf hatte in einem Urteil zur Nachweisführung eines 
gemeinen Wertes zu entscheiden. 

Sachverhalt 

Nach dem Ableben der Erblasserin wurden deren Bruder zu 60 % und der Kläger 
zu 40 % Erben des mit einem Reihenmittelhaus bebauten Grundstücks. Der 
Kläger stand mit der Erblasserin in keinem Verwandtschaftsverhältnis. Im 
Rahmen einer Teilerbauseinandersetzung erwarb der Kläger den auf den Bruder 
entfallenden Anteil zu einem Kaufpreis in Höhe von 48.000 Euro. Diesen 
Kaufpreis hätte der Kläger anhand des Wertes für ein ähnliches, 
vermietungsfähiges Einfamilienhaus ermittelt, welches in der Umgebung 
angeboten worden wäre. Daraus ergebe sich aus seiner Sicht ein Verkehrswert in 
Höhe von 80.000 Euro, wovon 60 % (dies entspricht 48.000 Euro) auf den Bruder 
entfielen. 

Demgegenüber stellte das beklagte Finanzamt im Vergleichswertverfahren für 
Zwecke der Erbschaftsteuer einen Grundbesitzwert in Höhe von 137.592 Euro 
fest. Es vertrat die Ansicht, dass kein Kaufpreis im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr vorläge, da der auf den Bruder entfallende Grundstücksanteil 
nur einem begrenzten Personenkreis, nämlich nur dem Kläger, angeboten 
worden sei. 

Der Kläger trug dagegen vor, dass es sich schon deshalb um einen Verkauf im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr handele, da zwischen Kläger und dem Bruder 
der Erblasserin kein Näheverhältnis bestanden habe. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Düsseldorf sah in seinem Urteil einen niedrigeren 
Verkehrswert nicht durch einen zeitnah erzielten Kaufpreis nachgewiesen. 

Die Teilerbauseinandersetzung habe sich nicht im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr vollzogen; zudem habe sie nur einen Teil der zu bewertenden 
wirtschaftlichen Einheit betroffen. Verkäufe von Miteigentumsanteilen 
entsprächen nicht dem gewöhnlichen Geschäftsverkehr, da diese üblicherweise 
nicht als solche, sondern nur mit dem gesamten Grundstück veräußert würden. 

Gleiches gelte nach Auffassung des Gerichts erst recht im Fall einer 
Teilerbauseinandersetzung, bei der in Bezug auf ein Grundstück wirtschaftlich 

https://www.iww.de/quellenmaterial/id/227576
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

betrachtet ebenfalls Eigentumsanteile übertragen werden. Es sei deshalb 
unerheblich, dass Kläger und der Veräußerer vorliegend keine nahe stehenden 
Personen gewesen seien. Überdies sei der Grundstücksanteil auch nur dem 
Kläger und keinen anderen Personen angeboten worden. 

Fundstelle 

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 03. September 2020 (11 K 2359/19 BG), die 
Revision ist beim BFH unter dem Az. II R 8/21 anhängig; siehe auch 
den Newsletter Mai 2022 des Finanzgerichts. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Business Meldungen 

Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine 

  

Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 

 

Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 

 
PwC Ranking im JUVE Steuerhandbuch 2022 

  

Das Team um Sounia Kombert und Michael Tervooren wurde im aktuellen 

Ranking der JUVE als Kanzlei des Jahres für Zoll und Verbrauchsteuern 

ausgezeichnet. 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2020/11_K_2359_19_BG_Urteil_20200903.html
https://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/newslettter_mai_2022.pdf
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/232006/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine/?download=230161
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

PwC stellt mittlerweile eines der größten Umsatzsteuerteams am deutschen 

Markt und punktet vor allem mit der Verknüpfung von digitaler Beratung und 

klassischer Zoll- und Verbrauchsteuerberatung. Mehr Informationen gibt es 

hier: https://www.juve-steuermarkt.de/juve-rankings/berater/kanzlei-des-jahres-

zoll-und-verbrauchsteuern 

 

 

Terminplaner 
  

Automotive Tax Seminar 2022 

31.05. bis 01.06. 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 
VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.juve-steuermarkt.de/juve-rankings/berater/kanzlei-des-jahres-zoll-und-verbrauchsteuern
https://www.juve-steuermarkt.de/juve-rankings/berater/kanzlei-des-jahres-zoll-und-verbrauchsteuern
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/automotive-seminar
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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